F "ee 
7 


BR 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
—— N. II. 


(Nr, 8846.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872. 
Vom 31. März 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Fre mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 
Artikel J. 
An die Stelle des F. 1 Abſatz 3, des $. 8, des F. 16 Abſatz 1 und des 
F. 30 Abſatz 1 des Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetz-Samml. S. 268) 
treten folgende Vorſchriften: 
a 


Bei Staatsminiſtern, welche aus dem Staatsdienſte ausſcheiden, 
iſt eingetretene Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs 
auf Penſion. Dieſe Beſtimmung findet gleichfalls ö auf 
ea Beamten, welche das fünfundſechszigſte Lebensjahr vollendet 
haben. 

§. 8. 

Die Penſion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach 
vollendetem zehnten, jedoch vor vollendetem elften Dienſtjahre eintritt, 
, und ſteigt von da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre 
um ¼ des in den $$. 10 bis 12 beſtimmten Dienſteinkommens. 

Ueber den Betrag von ⅜ dieſes Einkommens hinaus findet eine 
Steigerung nicht ſtatt. 

In dem im $. 1 Abſatz 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion 
15%,ꝗq in dem Falle des $. 7 höchſtens ¼ des vorbezeichneten Dienſt⸗ 
einkommens. 

§. 16. 


Lebensjahres fällt, bleibt außer Berechnung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 1. April 1882. 


Die Dienſtzeit, welche vor den Beginn des einundzwarzigſten 
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Sucht ein nicht richterlicher Beamter, welcher das fünfundſechszigſte 
Lebensjahr vollendet hat, ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nicht nach, 
ſo kann dieſe nach Anhörung des Beamten unter Beobachtung der 


Vorſchriften der $$. 20 ff. dieſes Geſetzes in der nämlichen Weiſe ver⸗ 


M. 


Br, fügt werden, wie wenn der Beamte feine Penſionirung ſelbſt bean⸗ 

SR tragt hätte. 

Er: | Im Uebrigen behält es in Anſehung der unfreiwilligen Verſetzung 
Be, in den Ruheſtand und des dabei ſtattfindenden Verfahrens bei den 
Br? Beſtimmungen in den $$. 56 bis 64 des Geſetzes, betreffend die Dienft- | 
vergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf eine | 


andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 218) und in den $$. 88 bis 93 des Geſetzes, betreffend ‚ 
die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten, die Verſetzung der⸗ i 
ſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 
1852 (Gejeß-Samml. S. 465) fein Bewenden. 


Artikel II. f 

Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer als die 
Penſion, welche dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 
31. März 1882 nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penſionirt 
worden wäre, ſo wird dieſe letztere Penſion an Stelle der erſteren bewilligt. 

| Artikel III. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auschließlich Anwendung auf un⸗ 
mittelbare Staatsbeamte und die in dem zweiten Abſatze des $. 6 des Penſions⸗ 
geſetzes vom 27. März 1872 genannten Lehrer und Beamten. 


Artikel IV. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1882 in Kraft. 
; Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 31. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. Lucius. 
Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


